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Projekt:  Gemeinde Jahrsdorf 
 
   Bebauungsplan Nr. 1 „Wohnbebauung östl. Dorfstraße / nördl. Am Hälln“ 

 
Projekt-Nr.: 24-111 
 

 

Zusammenfassende Erklärung gemäß § 10a Abs. 1 BauGB 
 

 

Zusammenfassende Erklärung gemäß § 10a Abs. 1 BauGB über die Art und Weise, wie die Umweltbelange 

und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan berücksichtigt 

wurden und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden 

anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. 

 

1. Berücksichtigung der Umweltbelange 

 

Die Gemeinde hat bei der Aufstellung des Bebauungsplans die Umweltbelange aus ihrer Sicht hinreichend 

berücksichtigt. 

 

In näherer Umgebung befinden sich gewerbliche Nutzungen, welche potentiell störend auf das Plangebiet 

einwirken können. Konkret befindet sich gegenüber des Plangebietes im Bereich der Dorfstraße 22 eine 

Kfz-Werkstatt. Im Zuge des Bauleitplanverfahrens wurde eine schalltechnische Untersuchung für die 

Wohngebietsausweisung erstellt, welche mögliche Konflikte durch benachbarte Gewerbebetriebe auf das 

Plangebiet geprüft hat. Die Ergebnisse zeigen, dass im Tagzeitraum unter den gewählten Ansätzen eine 

Einhaltung der Immissionsrichtwerte der TA Lärm für allgemeine Wohngebiete sicher gegeben ist. Für 

den Nachtzeitraum wird für das nördlichste Plangrundstück durch die nächtliche Lkw-Fahrt eine 

Überschreitung der Immissionsrichtwerte (Beurteilungspegel sowie für kurzzeitige Geräuschspitzen) für 

allgemeine Wohngebiete ermittelt. Schallschutz ist im Rahmen der Konfliktbewältigung planerisch zu 

erwägen. Die Festsetzung aktiver Schallschutzmaßnahmen erscheint unverhältnismäßig. Ebenso wenig 

kommt aufgrund planungsrechtlicher Gegebenheiten die Festsetzung eines anderweitigen Gebietstyps im 

Sinne der BauNVO in Frage. Die im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung dargelegten 

Abwägungskriterien zeigen jedoch, dass gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse nach § 1 Abs. 6 BauGB 

grundsätzlich gewahrt werden können. Die schalltechnische Untersuchung liegt den Planunterlagen als 

Anlage bei. 

 

Zusammenfassend ergibt sich für das Schutzgut Mensch eine lediglich geringe bis höchstens mittlere 

Beeinträchtigung durch das Planvorhaben. 

 

Insgesamt sind bei Planrealisierung Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen und Bauzeitenregelungen 

zwingend erforderlich. Bei konsequenter Einhaltung und Umsetzung dieser im Umweltbericht genannten 

Maßnahmen werden bau-, anlagen- und betriebsbedingte Beeinträchtigungen für das Schutzgut Tiere, 

Pflanzen und biologische Vielfalt mit einer höchstens mittleren Intensität beurteilt, erhebliche 

Beeinträchtigungen werden nicht erkannt. Die Auswirkungen auf den besonderen Artenschutz i. S. d. § 

44 BNatSchG wurden im Umweltbericht gesondert betrachtet. Unter Berücksichtigung der 

Bauzeitenregelung oder alternativen Besatzkontrollen oder/und Vergrämungsmaßnahmen kann kein 

Verstoß gegen den § 44 BNatSchG durch das Vorhaben prognostiziert werden. 
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Im Untersuchungsgebiet sind keine regional oder national seltenen Bodentypen vorhanden, die 

bodenfunktionale Gesamtbewertung für das Plangebiet wird nur einer „mittleren“ Bedeutung zugeordnet. 
Unter Einhaltung von Minimierungs- und Kompensationsmaßnahmen wird zusammenfassend eine mittlere 

Wirkerheblichkeit auf das Schutzgut Boden prognostiziert. 

 

Gemäß der wasserrechtlichen Anforderungen zum Umgang mit Regenwasser in Schleswig-Holstein Teil 

1: Mengenbewirtschaftung A-RW 1 sind bei Neuplanungen insbesondere die Aspekte der Versickerung 

und Verdunstung verstärkt zu berücksichtigen. Zu diesem Zwecke wurde auf Basis einer durchgeführten 

Baugrunduntersuchung eine entsprechende Mengenbewirtschaftung durchgeführt. Aufgrund der 

erkundeten Wasser- und Bodenverhältnisse ist eine Versickerung von Niederschlagswasser nicht 

sicherzustellen, sodass die Fassung und Ableitung erforderlich werden. Zu diesem Zweck soll das 

anfallende Niederschlagswasser auf den Grundstücken gesammelt und gedrosselt über die 

Straßenbegleitgräben in den Bottenbütteler Graben geleitet werden. Insgesamt wird die Beeinträchtigung 

des Schutzgutes Wasser durch das Planvorhaben als gering bis mäßig beurteilt. 

 

Die Beeinträchtigungen des Schutzgutes Klima und Luft werden insgesamt als gering eingestuft. 

 

Für das Schutzgut Landschaftsbild wird zusammenfassend eine allenfalls geringe bis mittlere 

Beeinträchtigung prognostiziert. 

 

Das Plangebiet befindet sich teils innerhalb eines archäologischen Interessengebietes. Es erfolgt daher 

der Hinweis auf § 15 des Denkmalschutzgesetzes Schleswig-Holstein (DSchG). Unter Berücksichtigung 

der angeführten Hinweise wird von keiner Beeinträchtigung des Schutzgutes Kulturgüter, kulturelles Erbe 

und sonstige Sachgüter ausgegangen. 

 

Unter Berücksichtigung der Flächengröße wird weder bau- noch anlagen- und betriebsbedingt eine 

erhebliche Auswirkung auf das Schutzgut Fläche prognostiziert. 

 

 

2. Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

 

Die eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligungen gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 

und § 4 Abs. 1 BauGB sowie die eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligungen gemäß § 

3 Abs. 2 BauGB sowie § 4 Abs. 2 BauGB wurden seitens der Gemeinde abgewogen und am 17.03.2026 

per Abwägungsbeschluss beschlossen. 

 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung (frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit) nach § 3 Abs. 1 

BauGB wurden seitens der Öffentlichkeit weder Hinweise noch Anregungen vorgetragen. 

 

Im Rahmen der Veröffentlichung und öffentlichen Auslegung der Planunterlagen nach § 3 Abs. 2 BauGB 

wurden seitens der Öffentlichkeit weder Hinweise noch Anregungen vorgetragen. 
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Die im Rahmen des Verfahrens der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

an der Bauleitplanung nach § 4 Abs. 1 und nach § 4 Abs. 2 BauGB vorgetragenen Belange hat Gemeinde 

im Zuge der Ausarbeitung der Entwurfsunterlagen aus ihrer Sicht hinreichend berücksichtigt. 

 

Insbesondere die unteren Fachbehörden des Kreises Rendsburg-Eckernförde haben im Rahmen der 

Beteiligungsverfahren unter anderem verschiedene Hinweise zur Planung abgegeben. 

 

Das Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport; Landesplanungsbehörde Kiel, forderte im 

Rahmen der Planung eine tiefergehende Standortalternativenprüfung und kritisierte eine vermeintlich 

bandartige Entwicklung in den Außenbereich. Die Standortalternativenprüfung wurde im Rahmen des 

Planungsprozesses vertieft. Die Bedenken in Hinblick auf eine bandartige Entwicklung werden nicht 

geteilt. Die Standortwahl der Gemeinde ist in der Planbegründung ausführlich hergeleitet worden. 

Insbesondere aufgrund des sehr begrenzten Freiraumpotentials und der gegenüberliegenden 

vorhandenen Bebauung kann der Kritikpunkt einer „bandartigen Entwicklung“ in dieser Form nicht 
nachvollzogen werden. 

 

Die Inhalte der eingegangenen Stellungnahmen wurden form- und firstgerecht abgewogen und 

berücksichtigt. Auf die Abwägungstabellen wird an dieser Stelle verwiesen. 

 

Der Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB erfolgte am 17.03.2026. 

 

 

 

3. Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

 

Die Gemeinde Jahrsdorf hat sich im Vorwege der Planung ausgiebig mit der Standortwahl für eine 

wohnbauliche Entwicklung befasst. Dabei sind sowohl die allgemeinen Ziele der Raumordnung als auch 

erschließungstechnische Aspekte sowie die jeweiligen Verfügbarkeiten miteinander in Einklang zu bringen. 

 

Durch Ausweisung eines neuen Standortes für die wohnbauliche Entwicklung soll mit der Planung die 

Weichenstellung zur Flächenvorsorge für den aktuellen und mittelfristigen Bedarf der Gemeinde 

geschaffen werden. 

 

Zu diesem Zweck wurden Alternativflächen innerhalb und außerhalb der rechtskräftigen Innenbereichs- 

und Ergänzungssatzung aus dem Jahr 2005 geprüft. Im Rahmen dieser Standortanalyse wurden neben 

der Verfügbarkeit der Fläche eine Einschätzung zur planerischen Eignung getätigt. Insgesamt wurden 14 

potentielle Flächen für eine wohnbauliche Entwicklung herausgestellt. 

 

Die jeweiligen Flächen wurden stichpunktartig unter aktuellen Gesichtspunkten bewertet und in Form 

eines Ampelsystems kategorisiert. 

 

Es ist ersichtlich, dass der gewählte Standort die verschiedenen Aspekte und Kriterien einer geordneten 

städtebaulichen Entwicklung nachhaltig miteinander in Einklang bringt. Hierzu zählen insbesondere eine 

hinreichende Gebietskulisse, ein den Zielen der Raumordnung entsprechenden Standort in städtebaulich 

integrierter Lage, geeignete Baugrundverhältnisse sowie eine entsprechende Verfügbarkeit. 

 




